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Bayern in der Ära Montgelas
1. Einleitung:

· Zeitliche Einordnung: 1799-1817

• 1799: Maximilian IV. Joseph, später König Max I., wird Kurfürst des gesamten pfalz-bayerischen Herrschaftsgebietes. Montgelas wird leitender Minister in Bayern.
• 1817: Sturz Montgelas 

· Einordnung in die Zeitgeschichte

• Inmitten der Schrecknisse der französischen Revolutionskriege, zu einer Zeit, da Bayern im Waffenbündnis mit Österreich stand, das seinerseits eine Annexion Bayerns anstrebte.

• Einflüsse der Französischen Revolution auch in Bayern spürbar, jedoch keine wirkliche revolutionäre Situation wie in Frankreich entstanden.
• Wenige Monate nach der Herrschaftsübernahme Max Josephs erklärte General Bonaparte die Revolution für beendet. 

· Zur Person Montgelas´
• Montgelas führte neben dem Außenministerium zeitweilig sogar alle drei Ministerien zusammen und stieg damit zum allmächtigen Reformminister auf, der das Gesicht Bayerns wie kaum ein anderer veränderte und seine Handschrift dem Lande mit nachhaltiger Wirkung geprägt hatte.

• Bayern erfährt in der Ära Montgelas den Übergang von Absolutismus und Ständestaat zu einem konstitutionellen Verfassungsstaat in geographisch neuer Gestalt.

· Politische Situation Bayerns vor Montgelas
• Bayern als föderativer Territorialstaat, ohne einheitliche Verfassung, ohne einheitliches Recht, ohne einheitliches Selbstbewusstsein, ohne finanzielle und militärische Mittel, innerlich geschwächt.

• Das linksrheinische Bayern war seit dem ersten Koalitionskrieg im Besitze Frankreichs.
• Das rechtsrheinische Bayern war zum Teil von den Österreichern besetzt, die bereits zweimal versucht hatten, ihre geschwächte Stellung in Deutschland durch die Angliederung Bayerns zu stärken.

2. Hauptteil:
2.1. Außenpolitik

· Ausgangslage
• Poltische Situation Bayerns prekär → daher war die Entscheidung für ein Bündnis mit Österreich, England und Russland im Zweiten Koalitionskrieg gegen Frankreich (1799-1801) eine Frage des Überlebens.

• 1800: Österreich erleidet bei Hohenlinden eine vernichtende Niederlage, in die auch das bayerische Kontingent hineingerissen wird. 

• Frieden von Lunéville: endgültige Abtretung der linksrheinischen Gebiete.

• Österreich versucht insgeheim erneut die Zustimmung Frankreichs zur Annexion des noch immer mit dem Kaiser verbündeten Bayerns zu erhalten → Folge: bayerisch-französicher Vertrag 1801.

• Allmähliche Hinwendung Bayerns zum französischen Partner, die Montgelas aus Vorsicht gegenüber Österreich betrieb.

· Die Entschädigungsfrage. Der Reichsdeputationshauptschluß (RDH) von 1803. Säkularisation / Mediatisierung

• Der RDH vom 25.02. 1803 war nach dem Koalitionskrieg auf der Grundlage des französisch-russischen Entschädigungsplanes von 1802 zustande gekommen: die durch den Lunéviller Frieden benachteiligten Fürsten sollten durch die Säkularisation (Verweltlichung) der geistlichen Gebiete entschädigt werden.

• Bayern erhielt die Hochstifte Würzburg, Bamberg, Augsburg und Freising, den jeweils kleineren Anteil an den Hochstiften Eichstätt und Passau, Mühldorf, ferner 13 Reichsabteien und 15 Reichsstädte in Franken und Schwaben.
• Die Frage der Kompensation der linksrheinischen Gebiete war für Staaten wie Bayern von erheblicher Bedeutung. 
• Säkularisation als eine der entscheidenden Voraussetzungen für die Errichtung des modernen Monopolstaates, wie ihn Montgelas anstrebte.

· Der dritte Koalitionskrieg
• Obwohl Max Joseph und Montgelas keine Anbiederung an das konsularische und seit 1804 das imperiale Frankreich um jeden Preis anstrebte, war Bayern im dritten Koalitionskrieg auf Anraten Montgelas auf der Seite Napoleons.

• 25.08. 1805 unterzeichnet Montgelas den Vertrag von Bogenhausen.
• Okt./ Nov. 1805 fügen Napoleons Armeen der Koalition einen Schlag nach dem anderen zu.
• Frieden von Preßburg  1805: Österreich verliert ein Achtel seines Gebietes und muss die Erhebung Bayerns und Württenbergs zu Königreichen akzeptieren.

• Die volle Souveränität Bayerns stellte die rechtliche Voraussetzung für die inneren Reformen der nächsten 12 Jahre dar.
· Rheinbund

• 1806: schließen sich 16 süd- und westdeutsche Staaten unter französischem Protektorat zum Rheinbund zusammen und erklären ihren Austritt aus der Verfassungsgemeinschaft des Reiches. 

• Rheinbundakte beinhaltete ein Defensiv- und  Offensivbündnis, zu dem Bayern 30000 Soldaten beizusteuern hatte. Die Mitglieder garantierten sich gegenseitig ihren Besitz.
• Ende der Geschichte des neunhundertjährigen Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation.

• Rücktritt Kaiser Franz II. 

• Montgelas´ Politik der Einheit, Integrität und Macht des Staates nach innen und seine Erneuerung durch Reformen, konnte erst jetzt verwirklicht werden durch die Enverleibung der reichsritterschaftlichen Gebiete, die den Staat bisher sozusagen durchlöchert hatten. 

· Die Bayerische Konstitution
• Montgelas war trotz der engen Bindung im Rheinbund auf die Erhaltung der neu gewonnenen Souveränität bedacht → gegen den Ausbau des Rheinbundes zu einem Bundesstaat.

• Konstitution von 1808 war von Montgelas auch als staatsrechtliches Schutzschild gegen Einflüsse des Bundes und seines Protektors gedacht.

• Der territoriale Zugewinn durch das Bündnis mit Frankreich war so erheblich, dass eine Neuorganisation des Staatsgebietes unumgänglich wurde.

· Antifranzösische Stimmung
• Trotz Erfolge im vierten und fünften Koalitionskrieg, die Napoleon mit dem Friedensvertrag von Schönbrunn (1810) auf den Gipfel seiner Macht brachten, nahm in Bayern die antifranzösische Stimmung zu.

• Belastungen durch die Truppenstationierungen und die wirtschaftlichen Folgen der Kontinentalsperre schürten Unzufriedenheit.
• Eine besondere Belastung brachte schließlich die Erhebung der seit 1805 unter bayerischer Herrschaft stehenden Tiroler.
· Kontinentalsperre – Kontinentalsystem
• Kontinentalsystem = die wirtschaftliche Organisation,, die Napoleon dem von Frankreich militärisch kontrollierten Festland aufzwang.

• 1810 musste Bayern die französischen Vorschläge einer neuen, nicht liberalen Zollordnung akzeptieren, die nicht den Interessen des Handels und der Industrie entsprach. 

• Napoleon versuchte England durch Behinderung seines Absatzes in die Knie zu zwingen. 

• Russland missachtete immer eindeutiger die Kontinentalsperre und arbeitete mit England zusammen, so dass sich seit 1809 immer deutlicher eine künftiger Krieg zw. Napoleon und einer englisch-russischen Koalition abzeichnete.

· Wechsel des Bündnissystems
• 1812: Russlandfeldzug endete in einem Fiasko für Napoleon und seine Verbündeten und brachte etwa 30000 bayrischen Soldaten den Tod.
• Geheime Verhandlungen Montgelas´ und Feldmarschalls Wrede zu einem Bündniswechsel.

• 08.10.1813: Bündnisvertrag von Ried mit Österreich: Ausstieg Bayerns aus dem Rheinbund, Bayern unterstellt seine Armee dem österreichischen Oberkommando. 

• Im Gegenzug erhält Bayern seine uneingeschränkte Souveränität zugesichert, sowie seinen territorialen Besitzstand in bisherigem Umfang garantiert.

• Bayern hatte den Wechsel so rechtzeitig vollzogen, dass es beim Befreiungskrieg gegen Napoleon auf der Siegerseite stand. 

2.2.Die inneren Reformen Montgelas´

· Ziel
• Das „Fleckerltepich“ aus Territorien, die Gemengelage aus Rechten, Traditionen und Bewusstseineinlagen in ein gemeinsames Staatsgebilde integrieren und dieses regierbar machen.

· Verselbständigung und Ausschließlichkeit des Staates

• rechtliche Unterscheidung zwischen Dynastie und Staat.

• Bruch der bis dahin in Bayern herrschenden Auffassung des Staates als ein Eigentum des Fürstenhauses.

• Montgelas baute die Monarchie in die Staatsverfassung ein.

• Durch die Konstitution von 1808 wurde der Fürst zum Organ des Staates.

• Verstaatlichung der Herrscherrechte

• Der Souveränitäts- und Einheitsanspruch des rational durchgegliederten Staates duldete keinen Staat im Staate und keine selbständigen Gewalten neben sich (Staatsabsolutismus).
• Der Staat übernimmt zugleich den Schutz von Recht und Eigentum seiner Bürger.

· Aufhebung der landsässigen Klöster

• Beseitigung des Ersten Standes, nämlich der landsässigen Klöster und Stifte durch die Säkularisation 1802/1803.

• Aufgrund des Reichsgesetztes des RDH 1803 beschlagnahmten Kommissäre des Staates 67 Abteien und Kollegialstifte in Altbayern.

• Trotz gegenteiliger Bemühungen seitens der Regierung bei der Sicherstellung der wertvollen Teile der Archive und Bibliotheken sowie teilweise der Kunstschätze, ging vieles verloren.

• Für die Bauer der jetzt säkularisierten geistlichen Grundherrschaften änderte sich im Prinzip nichts.

• Nach der Säkularisation war der Staat Grundherr über 65% der Bauernhöfe, der Adel über etwa 28%, Städte und Märkte über etwa 1%.

• Gewinn für den Staat: Waldbesitz, auf dem wissenschaftlichen und künstlerischem Gebiet. Bzgl. des finanziellen Gewinns lässt sich nicht eindeutig sagen, in welchem Verhältnis die Einnahmen und die sehr hohen Nachfolgelasten der Säkularisation standen.

• politisches Ziel Montgelas´: Abschaffung der beiden anderen Stände, des Adels und der Städte → Das Ende der Ständeverfassung als Voraussetzung für die Durchführung der geplanten Reformen der Regierung, angefangen von der Abschaffung der Steuerprivilegien.

· Staat und Kirche

• straffe Handhabung der staatlichen Kirchenhoheit 
• Montgelas wies dem Staat die Rolle des Schiedsrichters, einer oberen Aufsichtsinstanz und teilweise des Gesetzgebers gegenüber der Kirche zu.

• Kirchenprovinz und Diözesen, die ausschließlich auf bayerischem Staatsgebiet lagen, sollten erhalten werden.
• Ferner Bemühungen um die Erhaltung des Einflusses auf die Ernennung der Bischöfe und Domkapitulare und auf die Ausbildung des Klerus.

• Die kleinliche polizeiliche Reglementierung aller kultischen Handhabungen traf auf den Widerstand weiter Bevölkerungskreise.
• Durch das Toleranzedikt von 1803 und das Religionsedikt von 1809, welche die Gleichberechtigung der beiden Konfessionen festlegten, verlor die katholische Kirche in Altbayern ihren Sonderstatus und wurde zu einer gesellschaftlichen Einrichtung neben andere.

• Die Position der jüdischen Religionsgemeinschaft wurde nur als Privatgesellschaft zugelassen und erfuhr keinerlei Unterstützung durch den Staat. 

· Der Adel
• Alle wesentlichen Bestandteile adeliger Autonomie und Privilegierung wurden aufgehoben.

• Seine oberen Schichten blieben doch bis 1918 gesellschaftlich einflussreich.

• Rechte wie, Steuerhoheit, Gesetzgebung, Rechtssprechung, Kirchenaufsicht, Militärgewalt standen grundsätzlich dem Staat zu.

• Der Adel wurde dem Prinzip der gleichen Steuerpflicht unterworfen und jedes ausschließliche Recht auf Staatsämter wurde ihm abgesprochen →  Montgelas wurde vom Adel immer wieder beim König und in der Öffentlichkeit durch Flugblätter angegriffen.
· Das  Bürgertum

• Die neue Bürokratie schuf für eine Schicht von juristisch Gebildeten eine Betätigungsfeld, das Einfluss und Ansehen bot. 

• Spannungen waren zwischen Adel und neuer Bürokratie auf allen Ebenen der Verwaltung erheblich.

• Das Wirtschaftsbürgertum, das aus der Vergrößerung des Wirtschaftsraumes, der Aufhebung der Binnenzölle, der Vereinheitlichung des Münzwesens, der Verbesserung der Verkehrsverhältnisse und der Modernisierung des Steuersystems im besonderem Maße Nutzen zog, rekrutierte sich aus traditionelle städtischen Schichten des Handwerks und Handels.

• Die Nobilitierung wurde zur Krönung einer bürgerlichen Erfolgskarriere.

• Politisierung des Dritten Standes: Vertreter des Bürgertums werden zu Trägern des Reformprozesses in Staat und Gesellschaft.
· Grundherrschaft, Feudalrechte – Verbesserung der agrarischen Landeskultur

• Aufschwung der landwirtschaftlichen Produktivität nur möglich, wenn alle Bauer Alleineigentümer oder zunächst einmal erbliche Nutzeigentümer ihrer Höfe würden → Bereitschaft zur langfristigen Investition.

• Das Organische Edikt von 1808: alle grundherrlichen Rechte sollten ablösbar sein, eine Ablösung sollte jedoch nur im Einvernehmen mit dem Grundherren möglich sein. Das Edikt sieht relativ entgegenkommende Regelungen für den ablösungsbereiten Bauern vor.
• Bei Beginn der Ära Montgelas waren nur 4% der Bauernhöfe freies Eigentum, 1827 waren es bereits 30%.

• Entschiedene Haltung der Regierung Montgelas bei der Beseitigung eines Feudalrechts, der Leibeigenschaft: Sie wurde 1808 entschädigungslos abgeschafft.

· Die Konstitution von 1808 und die Organischen Edikte
• Zusammenfassung und Gipfelpunkt der seit 1799 durchgeführten Maßnahmen.

• Motive: 

· die Notwendigkeit, ein neues, einheitliches Staatsrecht für das aus einer großen Zahl von Territorien zusammengesetzte Bayern zu schaffen.
· Die Konsequenzen aus der Abschaffung der alten Ständeverfassung in Bayern, Neuburg, Tirol und Vorarlberg mit ihrem Dualismus zwischen Fürst und Landschaft und ihrer Zementierung ständischer Privilegien zu ziehen. 

· Die bereits durch die vorangegangenen Reformgesetze hergestellten bürgerlichen Freiheiten und Grundrechte verfassungsmäßig zu verankern und auf die neu erworbenen Gebiete auszudehnen.
· Eine größere Effektivität der Verwaltung und eine Verbesserung der Finanzlage des Staates als Folge der Aufhebung aller Sonderrechte, insbesondere des landschaftlichen Steuerwesens, zu erreichen.

· Einer zentralistischen Gestaltung des Rheinbundstatus und einer Einmischung Napoleons in die inneren Angelegenheiten Bayerns zuvorzukommen. 

• Wesentliche Reformen: 

· grundsätzliche Abschaffung der Privilegien einzelner Stände, Familien, Provinzen, Städte usw.,

· Gleichheit aller vor dem Gesetz,

· Gleichmäßigkeit der Besteuerung,

· Gleicher Zugang aller zu öffentlichen Ämtern,

· Abschaffung der Leibeigenschaft,

· Garantie der Sicherheit und des Eigentums der Bürger, der Gewissensfreiheit und – im Rahmen bestimmter gesetzlicher Grenzen – der Pressefreiheit,

· Garantie des Eigentums religiöser Institutionen und Stiftungen

· Einheitliches Straf- und ein einheitliches Zivilrecht für das gesamte Königreich (letzteres wurde nicht erreicht),

· Unabsetzbarkeit der Richter,

· Verpflichtung zur Begründung der Urteile für alle Gerichte,

· Unaufhaltsamkeit der Rechtspflege,

· Grundsätzlich stehendes Volksheer,

· Bürgermiliz, im Kriege Nationalgarde,

· Bestimmungen über die Neuordnung der Verwaltung auf allen drei Ebenen.

· Neugestaltung der Verwaltung

• Umbau der Zentralbehörden: ab 1799 Ministerien des Äußeren, der Finanzen, der Justiz und der Geistlichen Angelegenheiten. Dazu kam 1808 ein Armeenministerium → übernahmen die Beratung des Königs, die Vorbereitung der Gesetze.

• Für den Vollzug der Gesetze wurde eine nur für Altbayern zuständige Generallandesdirektion gebildet. Für die anderen Landesteile, die Landesdirektionen.

• Durch Abschaffung der Generallandesdirektion und die Umwandlung der Landesdirektionen in Generalkommissariate  (spätere Kreis- und Bezirksregierungen) 1808 wurde der Neuaufbau des Staates vollendet.
• Justiz, Verwaltung und Finanzbehörden wurden getrennt.

· Weitere Reformen

• Schaffung eines Beamtentums neuen Typs

• Staatsfinanzen und Schuldenverwaltung

• Heeresreform, allgemeine Wehrpflicht

• Toleranz, konfessionelle Parität

• Das Judenedikt von 1813: Matrikelordnung

• Bildungswesen, Wissenschaft, Kunstpflege

• Armen- und Krankenfürsorge, Brandversicherung

· Montgelas´ Sturz

• 2. Februar 1817: Entlassung durch den König.

3. Fazit
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